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Verordnung 
über die Aufsicht in der beruflichen Vorsorge 

(BVV 1) 

vom 10. und 22. Juni 2011 

 
Der Schweizerische Bundesrat, 

gestützt auf die Artikel 64c Absatz 3 und 65 Absatz 4 des Bundesgesetzes 
vom 25. Juni 19821 über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und  
Invalidenvorsorge (BVG), 

verordnet: 

1. Abschnitt: Geltungsbereich 

Art. 1 

Diese Verordnung gilt für alle Vorsorgeeinrichtungen sowie Einrichtungen, die nach 
ihrem Zweck der beruflichen Vorsorge dienen. 

2. Abschnitt: Aufsicht 

Art. 2 Kantonale Aufsichtsbehörden 

1 Kantonale Aufsichtsbehörden nach Artikel 61 BVG sind öffentlich-rechtliche 
Anstalten eines oder mehrerer Kantone. 

2 Sie melden der Oberaufsichtskommission die Bildung oder Änderung einer Auf-
sichtsregion. 

Art. 3 Verzeichnis der beaufsichtigten Einrichtungen 

1 Jede kantonale Aufsichtsbehörde führt ein Verzeichnis der Einrichtungen, die sie 
beaufsichtigt. 

2 Das Verzeichnis enthält: 

a. das Register für die berufliche Vorsorge nach Artikel 48 BVG; 

b. die Liste der nicht registrierten Vorsorgeeinrichtungen sowie der Einrich-
tungen, die nach ihrem Zweck der beruflichen Vorsorge dienen. 

3 Jede Eintragung im Verzeichnis muss die Bezeichnung und die Adresse der Ein-
richtung sowie das Datum der Aufsichtsübernahmeverfügung enthalten. Jede Eintra-
gung in der Liste muss zudem die Angabe enthalten, ob es sich bei der Einrichtung 
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um eine nur in der überobligatorischen Vorsorge tätige Vorsorgeeinrichtung, eine 
Freizügigkeitseinrichtung oder eine Einrichtung der Säule 3a handelt. 

4 Das Verzeichnis ist öffentlich und wird im Internet publiziert. 

Art. 4 Änderung des Verzeichnisses 

1 Will eine registrierte Vorsorgeeinrichtung nur noch in der überobligatorischen 
Vorsorge tätig sein, so muss sie die Aufsichtsbehörde um Streichung aus dem Regis-
ter und Eintragung in die Liste ersuchen und ihr einen Schlussbericht vorlegen. 
Solange dieser nicht genehmigt ist, bleibt sie im Register eingetragen. 

2 Wird eine Einrichtung liquidiert oder wechselt sie ihren Sitz in einen Kanton, in 
dem eine andere Aufsichtsbehörde zuständig ist, so muss sie die Aufsichtsbehörde 
um Streichung der Eintragung aus dem Verzeichnis ersuchen und ihr einen Schluss-
bericht vorlegen. Solange dieser nicht genehmigt ist, wird die Eintragung nicht 
gestrichen und bleibt die Einrichtung der bisherigen Aufsichtsbehörde unterstellt. 

3. Abschnitt: Oberaufsicht 

Art. 5 Unabhängigkeit der Mitglieder der Oberaufsichtskommission 

1 Die Mitglieder der Oberaufsichtskommission müssen folgende Bedingungen 
hinsichtlich ihrer Unabhängigkeit erfüllen. Sie dürfen nicht: 

a. im Anstellungs- oder Auftragsverhältnis zum Sicherheitsfonds, zur Auffang-
einrichtung oder zu einer Anlagestiftung stehen; 

b. Mitglieder des Vorstands oder der Geschäftsleitung einer im Bereich der 
beruflichen Vorsorge aktiven Organisation sein, ausgenommen die zwei 
Vertreterinnen oder Vertreter der Sozialpartner; 

c. Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Verwaltungsrats einer Versiche-
rungsgesellschaft, einer Bank oder eines anderen im Bereich der beruflichen 
Vorsorge tätigen Unternehmens sein; 

d. Angestellte einer Aufsichtsbehörde, der Bundesverwaltung oder einer kan-
tonalen Verwaltung sein; 

e. Mitglieder einer kantonalen Regierung sein; 

f. als Richter oder Richterin im Bereich der Sozialversicherungen tätig sein; 

g. Mitglieder der Eidgenössischen Kommission für berufliche Vorsorge sein. 

2 Sie müssen in den Ausstand treten, wenn im Einzelfall ein persönlicher oder 
geschäftlicher Interessenkonflikt besteht. 
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Art. 6 Kosten der Oberaufsicht 

1 Die Kosten der Oberaufsichtskommission und ihres Sekretariats setzen sich 
zusammen aus den Kosten: 

a. der Systemaufsicht und der Oberaufsicht über die Aufsichtsbehörden; 

b. der Aufsicht über die Anlagestiftungen, den Sicherheitsfonds und die Auf-
fangeinrichtung; 

c. der Leistungen des Bundesamts für Sozialversicherungen (BSV) für die 
Oberaufsichtskommission und das Sekretariat. 

2 Die Kosten werden vollständig durch Abgaben und Gebühren gedeckt. Diese 
werden periodisch auf ihre Kostendeckung überprüft. 

Art. 7 Aufsichtsabgabe der Aufsichtsbehörden 

1 Die jährliche Aufsichtsabgabe der Aufsichtsbehörden beträgt: 

a. 300 Franken für jede beaufsichtigte Vorsorgeeinrichtung; und 

b. 80 Rappen für jede bei der beaufsichtigten Vorsorgeeinrichtung versicherte 
Person. 

2 Sie wird den Aufsichtsbehörden neun Monate nach Abschluss des Geschäftsjahres 
in Rechnung gestellt. 

Art. 8 Aufsichtsabgabe des Sicherheitsfonds, der Auffangeinrichtung 
und der Anlagestiftungen 

1 Die jährliche Aufsichtsabgabe für den Sicherheitsfonds, die Auffangeinrichtung 
und die Anlagestiftungen berechnet sich nach deren Vermögen aufgrund folgender 
Ansätze: 

a. bis 100 Millionen Franken: 0,030 Promille; 

b. über 100 Millionen bis 1 Milliarde Franken: 0,025 Promille; 

c. über 1 Milliarde bis 10 Milliarden Franken: 0,020 Promille; 

d. über 10 Milliarden Franken: 0,012 Promille. 

2 Sie beträgt jedoch höchstens 125 000 Franken. 

3 Bei Anlagestiftungen wird zudem pro Sondervermögen eine zusätzliche Abgabe 
von 1000 Franken erhoben. Als Sondervermögen gilt jeweils eine Anlagegruppe. 

4 Die Aufsichtsabgabe wird den Einrichtungen neun Monate nach Abschluss des 
Geschäftsjahres in Rechnung gestellt. 
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Art. 9 Ordentliche Gebühren 

1 Für folgende Verfügungen und Dienstleistungen werden Gebühren erhoben, die 
sich innerhalb des Gebührenrahmens nach Zeitaufwand berechnen: 

Verfügung, Dienstleistung    Gebührenrahmen
in Franken

 a. Aufsichtsübernahme 
(einschliesslich Genehmigung der Urkunde) 

 1 000–  5 000

 b. Genehmigung von Änderungen der Urkunde  500–10 000

 c. Prüfung von Reglementen und deren Änderungen  500–10 000

 d. Prüfung von Verträgen  500–     800

 e. Aufhebung einer Anlagestiftung  1 500–20 000

 f. Fusion von Anlagestiftungen   1 000–30 000

 g. Aufsichtsmassnahmen   200–50 000

 h. Zulassung des Experten oder der Expertin für berufliche 
Vorsorge 

 500–  1 000

   

2 Für die Berechnung nach Zeitaufwand gilt ein Ansatz von 250 Franken pro Stunde. 

Art. 10 Ausserordentliche Gebühr 

1 Für ausserordentliche Inspektionen oder aufwendige Abklärungen wird von den 
Aufsichtsbehörden je nach Aufwand eine Gebühr von 2000 Franken bis 100 000 
Franken erhoben. 

2 Für ausserordentliche Revisionen, Kontrollen oder aufwendige Abklärungen wird 
von dem Sicherheitsfonds, der Auffangeinrichtung und den Anlagestiftungen je nach 
Aufwand eine Gebühr von 2000 Franken bis 100 000 Franken erhoben. 

Art. 11 Allgemeine Gebührenverordnung 

Soweit diese Verordnung keine besondere Regelung enthält, gelten die Bestimmun-
gen der Allgemeinen Gebührenverordnung vom 8. September 20042. 
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4. Abschnitt: 
Bestimmungen über die Gründung von Einrichtungen 
der beruflichen Vorsorge 

Art. 12 Vor der Gründung einzureichende Unterlagen 

1 Vorsorgeeinrichtungen sowie Einrichtungen, die nach ihrem Zweck der berufli-
chen Vorsorge dienen, müssen der Aufsichtsbehörde die notwendigen Unterlagen 
und Nachweise für den Erlass der Verfügung über die Aufsichtsübernahme und die 
allfällige Registrierung vor dem Gründungsakt und vor der Eintragung ins Handels-
register zur Prüfung einreichen. 

2 Sie müssen insbesondere folgende Unterlagen einreichen: 

a. Entwurf der Urkunde oder der Statuten;  

b. Angaben über die Gründer und Gründerinnen; 

c. Angaben über die Organe; 

d. Entwurf der Reglemente, insbesondere des Vorsorgereglements sowie des 
Organisations- und Anlagereglements; 

e. Angaben zu Art und Umfang einer allfälligen Rückdeckung beziehungs-
weise zur Höhe der technischen Rückstellungen; 

f. Annahmeerklärung der Revisionsstelle und des Experten oder der Expertin 
für berufliche Vorsorge. 

3 Für die Prüfung der Integrität und der Loyalität der Verantwortlichen müssen sie 
der Aufsichtsbehörde zudem folgende Unterlagen einreichen: 

a. bei natürlichen Personen: Angaben über Nationalität, Wohnsitz, qualifizierte 
Beteiligungen an anderen Gesellschaften und hängige Gerichts- und Verwal-
tungsverfahren, einen unterzeichneten Lebenslauf, Referenzen und einen 
Strafregisterauszug; 

b. bei Gesellschaften: die Statuten, einen Auszug aus dem Handelsregister oder 
eine entsprechende Bestätigung, einen Beschrieb der Geschäftstätigkeiten, 
der finanziellen Situation und gegebenenfalls der Gruppenstruktur sowie 
Angaben über abgeschlossene und hängige Gerichts- und Verwaltungsver-
fahren. 

Art. 13 Prüfung durch die Aufsichtsbehörde 

1 Die Aufsichtsbehörde prüft, ob die geplante Organisation, die Geschäftsführung, 
die Vermögensverwaltung sowie die Vermögensanlage den gesetzlichen und regle-
mentarischen Bestimmungen entsprechen, insbesondere ob der organisatorische 
Aufbau, die Abläufe und Aufgaben klar und hinreichend geregelt sind und ob die 
Artikel 51b Absatz 2 BVG und 48h der Verordnung vom 18. April 19843 über die 
berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge eingehalten werden. 
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2 Bei der Prüfung der Vorsorgereglemente achtet sie insbesondere darauf, dass die 
reglementarischen Leistungen und deren Finanzierung sich auf eine Bestätigung des 
Experten oder der Expertin für berufliche Vorsorge stützen, woraus hervorgeht, dass 
das finanzielle Gleichgewicht gewährleistet ist. 

3 Bei der Prüfung der Integrität und Loyalität der Verantwortlichen berücksichtigt 
sie insbesondere: 

a. strafrechtliche Verurteilungen, deren Eintrag im Schweizerischen Strafregis-
ter nicht entfernt ist; 

b. bestehende Verlustscheine; 

c. hängige Gerichts- und Verwaltungsverfahren. 

Art. 14 Berichterstattung nach der Gründung 

Die Aufsichtsbehörde kann der Einrichtung der beruflichen Vorsorge in der Start-
phase auch unterjährige Fristen zur Berichterstattung setzen. 

5. Abschnitt: 
Besondere Bestimmungen über die Gründung von Sammel- und 
Gemeinschaftseinrichtungen im Sinne von Art. 65 Abs. 4 BVG 

Art. 15 Vor der Gründung zusätzlich einzureichende Unterlagen 

Zusätzlich zu den Unterlagen nach Artikel 12 Absätze 2 und 3 müssen Sammel- und 
Gemeinschaftseinrichtungen im Sinne von Artikel 65 Absatz 4 BVG folgende 
Unterlagen einreichen: 

a. Entwurf des Anschlussvertrags; 

b. Nachweis des Anfangsvermögens (Art. 17); 

c. Garantieerklärung (Art. 18); 

d. Business-Plan. 

Art. 16 Tätigkeit vor der Aufsichtsübernahme 

Eine Sammel- oder Gemeinschaftseinrichtung darf keine Anschlussverträge 
abschliessen, solange die Aufsichtsbehörde die Verfügung über die Aufsichtsüber-
nahme nicht erlassen hat. 

Art. 17 Anfangsvermögen 

Die Aufsichtsbehörde prüft, ob die Sammel- oder Gemeinschaftseinrichtung über 
ein genügendes Anfangsvermögen verfügt. Das Anfangsvermögen ist genügend, 
wenn es die in den ersten zwei Jahren zu erwartenden Verwaltungs-, Organisations- 
und anderen Betriebskosten deckt. 
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Art. 18 Garantie, Rückdeckung 

1 Die Aufsichtsbehörde prüft, ob bei der Errichtung zugunsten der Sammel- oder 
Gemeinschaftseinrichtung eine unwiderrufliche, nicht abtretbare Garantie einer der 
Eidgenössischen Finanzmarktaufsicht unterstehenden Bank oder eine volle Rückde-
ckung einer der schweizerischen oder liechtensteinischen Aufsicht unterstehenden 
Versicherung vorliegt. 

2 Die Garantie muss auf mindestens 500 000 Franken lauten und mit einer Ver-
pflichtungsdauer von fünf Jahren abgeschlossen worden sein. Die Aufsichtsbehörde 
kann den Mindestbetrag auf höchstens 1 Million Franken erhöhen. Für die Festle-
gung des Betrags sind das zu erwartende Vorsorgekapital sowie die Anzahl der 
Anschlussverträge und deren Mindestvertragsdauer massgebend. 

3 Die Rückdeckung muss unkündbar auf mindestens fünf Jahre festgelegt worden 
sein. 

4 Die Garantie oder die Rückdeckung wird in Anspruch genommen, wenn vor 
Ablauf ihrer Gültigkeitsdauer ein Liquidationsverfahren über die Einrichtung eröff-
net wird und eine Schädigung der Versicherten oder Dritter oder Leistungen des 
Sicherheitsfonds nicht ausgeschlossen sind. Die Bank oder die Versicherung leistet 
auf erste schriftliche Zahlungsaufforderung hin. Zur Zahlungsaufforderung ist allein 
die zuständige Aufsichtsbehörde ermächtigt. 

Art. 19 Parität im obersten Organ 

Spätestens ein Jahr nach dem Erlass der Verfügung zur Aufsichtsübernahme ist das 
oberste Organ der Sammel- oder Gemeinschaftseinrichtung in paritätischen Wahlen 
zu besetzen. 

Art. 20 Änderung der Geschäftstätigkeit 

1 Ergeben sich bei einer Sammel- und Gemeinschaftseinrichtung wesentliche Ände-
rungen in ihrer Geschäftstätigkeit, so meldet das oberste Organ dies der Aufsichts-
behörde. Diese verlangt den Nachweis, dass ein solider Fortbestand gewährleistet 
ist. 

2 Eine wesentliche Änderung liegt insbesondere vor, wenn sich die Anzahl der 
Anschlüsse oder das Deckungskapital innert 12 Monaten um 25 Prozent verändert. 

6. Abschnitt: 
Besondere Bestimmungen über die Gründung von Anlagestiftungen 

Art. 21 Vor der Gründung zusätzlich einzureichende Unterlagen 

Zusätzlich zu den Unterlagen nach Artikel 12 Absätze 2 und 3 müssen Anlagestif-
tungen folgende Unterlagen einreichen: 

a. Business-Plan; 

b. erforderliche Prospekte. 
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Art. 22 Widmungsvermögen 

Das bei der Gründung gewidmete Vermögen der Anlagestiftung muss mindestens 
100 000 Franken betragen. 

7. Abschnitt: Schlussbestimmungen 

Art. 23 Aufhebung bisherigen Rechts 

Folgende Verordnungen werden aufgehoben: 

1. Verordnung vom 29. Juni 19834 über die Beaufsichtigung und die Registrie-
rung der Vorsorgeeinrichtungen; 

2. Verordnung vom 17. Oktober 19845 über die Gebühren für die Beaufsich-
tigung von Einrichtungen der beruflichen Vorsorge, mit Wirkung am 
31. Dezember 2014. 

Art. 24 Änderung bisherigen Rechts 

Die Handelsregisterverordnung vom 17. Oktober 20076 wird wie folgt geändert: 

Art. 94 Abs. 1 Bst. f 

1 Mit der Anmeldung der Errichtung einer Stiftung müssen dem Handelsregisteramt 
folgende Belege eingereicht werden: 

f. falls die Stiftung der Durchführung der beruflichen Vorsorge dient: die Ver-
fügung der Aufsichtsbehörde über die Aufsichtsübernahme. 

Art. 95 Abs. 1 Bst. n 

1 Bei Stiftungen müssen ins Handelsregister eingetragen werden: 

n. falls die Stiftung der Durchführung der beruflichen Vorsorge dient: die Auf-
sichtsbehörde gemäss Artikel 61 des Bundesgesetzes vom 25. Juni 19827 
über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge. 

Art. 25 Übergangsbestimmungen 

1 Die kantonale Aufsichtsbehörde informiert die Oberaufsichtskommission über ihre 
Errichtung als öffentlich-rechtliche Anstalt mit eigener Rechtspersönlichkeit nach 
Artikel 61 BVG. 
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2 Für die Gebühren zulasten der Einrichtungen unter der direkten Aufsicht des BSV 
gilt die Verordnung vom 17. Oktober 19848 über die Gebühren für die Beaufsichti-
gung von Einrichtungen der beruflichen Vorsorge, solange die Aufsicht über diese 
Einrichtungen nicht den kantonalen Aufsichtsbehörden übergeben worden ist. 

3 Im Jahr der Aufsichtsübergabe ist die jährliche Aufsichtsgebühr nach altem Recht 
pro rata temporis bis zum Datum der Übergabe geschuldet. Das BSV legt die 
Gebühr, gestützt auf den letzten ihm verfügbaren Jahresbericht der Einrichtung, in 
der Verfügung zur Übertragung der Aufsicht fest und stellt sie der Einrichtung in 
Rechnung. 

4 Bis zum Ende des Jahres, in dem die Aufsicht an die kantonalen Aufsichtsbehör-
den übergeben wird, ist die Aufsichtsabgabe nach Artikel 7 durch das BSV geschul-
det. 

5 Das BSV übergibt die Aufsicht über die Vorsorgeeinrichtung bis am 31. Dezember 
2014 der zuständigen kantonalen Aufsichtsbehörde; innerhalb dieser Frist legt es 
den Zeitpunkt der Übergabe fest. Zuständig ist die kantonale Aufsichtsbehörde am 
Sitz der Einrichtung im Zeitpunkt der Übergabe. Sobald die Verfügung zur Übertra-
gung der Aufsicht rechtskräftig ist, wird sie dem Handelsregisteramt zwecks Ände-
rung des Eintrags übermittelt. 

Art. 26 Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2012 in Kraft. 

10. und 22. Juni 2011 Im Namen des Schweizerischen Bundesrates 

 Die Bundespräsidentin: Micheline Calmy-Rey 
Die Bundeskanzlerin: Corina Casanova 
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Erläuterungen BVV1, BVV2 und ASV (Strukturreform / Finanzierung örVE)

3 Erläuterung zur Verordnung über die Aufsicht in der be-
ruflichen Vorsorge (BVV 1)

1. Abschnitt: Geltungsbereich

Artikel 1

Artikel 1 regelt den Geltungsbereich der Verordnung. Soweit nicht abweichende Rege-
lungen existieren, gelten die Bestimmungen dieser Verordnung für sämtliche Einrich-
tungen der beruflichen Vorsorge im Sinne von Artikel 56 des Bundesgesetzes über die 
direkte Bundessteuer (DBG), d.h. Vorsorgeeinrichtungen gemäss Artikel 80 BVG (obli-
gatorisch, überobligatorisch oder mit blossen Ermessensleistungen) sowie weitere Ein-
richtungen, die ausschliesslich und unwiderruflich der beruflichen Vorsorge dienen, d.h. 
Freizügigkeitsstiftungen (Art. 10 und 19 FZV), Säule 3a-Bankstiftungen (Art 1 BVV3) 
sowie Anlagestiftungen (Art. 53g BVG).

2. Abschnitt: Aufsicht

Artikel 2 Kantonale Aufsichtsbehörden

Einleitend wird hier präzisiert, dass unter dem Begriff kantonale Aufsichtsbehörden 
sowohl die Aufsichtsbehörde eines einzelnen Kantons als auch das Aufsichtskonkordat 
mehrerer Kantone, die sich zu einer Aufsichtsregion zusammengeschlossen haben, zu 
verstehen ist.

Absatz 2 verlangt die Meldung an die Oberaufsichtskommission über die Bildung oder 
Änderung einer Aufsichtsregion. Bis heute haben sich schon die Aufsichtsbehörden der 
Zentralschweiz (Luzern, Uri, Schwyz, Obwalden, Nidwalden und Zug) und der Ost-
schweiz (St. Gallen, die beiden Appenzell, Glarus, Graubünden und Thurgau) zu einer 
öffentlich-rechtlichen Anstalt mit eigener Rechtspersönlichkeit zusammengeschlossen.

Artikel 3 Verzeichnis der beaufsichtigten Einrichtungen

Bis anhin führten die Aufsichtsbehörden nur ein Register für die berufliche Vorsorge, in 
dem diejenigen Vorsorgeeinrichtungen eingetragen sind, die das BVG-Obligatorium 
durchführen. Alle übrigen Einrichtungen (wie rein überobligatorische Vorsorgeeinrich-
tungen, Freizügigkeitseinrichtungen, Säule 3a-Einrichtungen oder Anlagestiftungen) 
sind nirgends aufgelistet. Für interessierte Personen ist daher bis anhin nur schwer 
ersichtlich, wo eine Einrichtung der beruflichen Vorsorge beaufsichtigt wird. In der Pra-
xis musste dazu bisher ein Handelsregisterauszug konsultiert werden.

Neu sollen nicht nur die registrierten Vorsorgeeinrichtungen, sondern sämtliche von 
einer Aufsichtsbehörde beaufsichtigten Einrichtungen, die dem Zweck der beruflichen 
Vorsorge dienen, in einem Verzeichnis öffentlich gemacht werden (Abs. 1).

Das Verzeichnis wird zweigeteilt (Abs. 2):
In einem ersten Teil wird das Register der beruflichen Vorsorge gemäss Artikel 48 BVG 
geführt, d.h. es enthält sämtliche Vorsorgeeinrichtungen, welche die obligatorische 
Versicherung durchführen. Dies können rein obligatorische, aber auch umhüllende 
Einrichtungen sein (Bst. a).
In einem zweiten Teil des Verzeichnisses sind alle übrigen, d.h. nicht registrierten Ein-
richtungen aufzulisten, die von der Aufsichtsbehörde beaufsichtigt werden (Bst. b).
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Absatz 3 umschreibt die im Verzeichnis aufzunehmenden Informationen: Bei jeder Ein-
richtung muss die genaue Bezeichnung, die Adresse sowie das Datum der Aufsichts-
übernahmeverfügung enthalten sein. Im zweiten Teil des Verzeichnisses, der Liste 
sämtlicher Einrichtungen, die nicht am BVG-Obligatorium teilnehmen, ist zusätzlich die 
Art der Einrichtung anzugeben, damit sich Aussenstehende besser informieren kön-
nen. Um die Handhabung praktikabel zu halten, wird eine möglichst einfache Grobein-
teilung der übrigen Einrichtungen in drei Kategorien vorgenommen: Freizügigkeitsein-
richtungen, Säule 3a-Einrichtungen sowie Einrichtungen, die nur in der überobligatori-
schen Vorsorge tätig sind. Unter letztere Kategorie werden auch Einrichtungen mit 
blossen Ermessensleistungen wie z.B. Wohlfahrtsfonds subsumiert.

Absatz 4 hält zwecks Verbesserung der Transparenz fest, dass das Verzeichnis öffent-
lich und per Internet einsehbar ist.

Artikel 4 Wechsel innerhalb oder Streichung aus dem Verzeichnis

Führt eine Vorsorgeeinrichtung nicht mehr das Obligatorium durch, kann sie auf die 
Registrierung verzichten (Art. 48 Abs. 3 Bst. b BVG). Die Einrichtung wird danach nur 
noch im zweiten Teil des Verzeichnisses, der sogenannten Liste, geführt, die alle nicht 
registrierten Einrichtungen beinhaltet. Absatz 1 hält fest, dass sie die Aufsichtsbehörde 
in diesen Fällen um Streichung aus dem Register und Eintragung in die Liste ersuchen 
und ihr ein Schlussbericht vorlegen muss. Die Aufsichtsbehörde kann so überprüfen, 
ob die Einrichtung ihren Verpflichtungen nachgekommen ist. Erst nach Genehmigung 
des Schlussberichts kann der Wechsel innerhalb des Verzeichnisses vollzogen wer-
den.

Bei einem Wechsel der Aufsichtsbehörde infolge Sitzwechsel der Einrichtung oder bei 
einer Liquidation der Einrichtung wird diese ganz aus dem Verzeichnis der bisherigen
Aufsichtsbehörde gestrichen (Abs. 2). Bei einem Wechsel wird sie mit der Aufsichts-
übernahme der neuen Aufsichtsbehörde in deren Verzeichnis aufgenommen. Auch in 
diesen Fällen muss die Einrichtung der beruflichen Vorsorge der bisherigen Aufsichts-
behörde einen Schlussbericht vorlegen. Erst nach dessen Genehmigung kann die 
Streichung aus dem Verzeichnis und/oder ein allfälliger Wechsel der Aufsichtsbehörde 
stattfinden.

3. Abschnitt: Oberaufsicht

Artikel 5 Unabhängigkeit der Mitglieder der Oberaufsichtskommission

Nach Artikel 64 Absatz 1 Satz 2 BVG müssen die Mitglieder der Oberaufsichtskommis-
sion unabhängige Sachverständige sein. Gemäss der Botschaft zur Strukturreform 
muss das Erfordernis der Unabhängigkeit auf Verordnungsstufe näher umschrieben 
werden (vgl. BBl 2007 S. 5706). Da es sich bei der Oberaufsichtskommission um ein 
Aufsichtsorgan handelt, kommt den Anforderungen an die Unabhängigkeit ein hoher 
Stellenwert zu.

Absatz 1: Der Sicherheitsfonds, die Auffangeinrichtung und die Anlagestiftungen wer-
den direkt von der Oberaufsichtskommission beaufsichtigt. Daraus ergibt sich, dass 
Personen, die in diesen Einrichtungen oder für diese eine Funktion ausüben, nicht in 
die Oberaufsichtskommission gewählt werden dürfen (Abs. 1 Bst. a). Dazu gehören 
insbesondere auch die von diesen Einrichtungen mandatierten Revisionsstellen und 
Experten oder Personen, die von diesen Einrichtungen mit der Geschäftsführung, Ver-
waltung oder Vermögensverwaltung beauftragt sind.
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Die Botschaft (BBl 2007 S. 5689) verlangt, dass die Mitglieder der Oberaufsichtskom-
mission als Fachpersonen und nicht als Verbandsvertreter gewählt werden. Folgerich-
tig dürfen Mitglieder des Vorstands oder der Geschäftsleitung einer im Bereich der be-
ruflichen Vorsorge aktiven Organisation (etwa einer Vereinigung oder eines Verban-
des) nicht in die Oberaufsichtskommission gewählt werden (Abs. 1 Bst. b). Davon aus-
genommen sind die zwei Vertreter der Sozialpartner gemäss Artikel 64 BVG. Eine 
blosse Mitgliedschaft in solchen Organisationen ist demgegenüber kein Wahlhindernis.
So sind etwa Mitglieder des obersten Organs oder der Geschäftsführung einer Vorsor-
geeinrichtung, sowie Revisoren oder Experten für berufliche Vorsorge selbstverständ-
lich wählbar, sofern sie nicht dem Vorstand oder der Geschäftsleitung solcher Vereini-
gungen oder Verbände angehören.

Die Oberaufsichtskommission muss der beruflichen Vorsorge dienen, letztlich also im 
Interesse der Vorsorgeeinrichtungen bzw. Versicherten tätig sein. Banken, Versiche-
rungsgesellschaften und andere Unternehmen, die im Bereich der beruflichen Vorsor-
ge tätig sind und Verträge mit Vorsorgeeinrichtungen abschliessen, haben andere Inte-
ressen, die jenen der Vorsorgeeinrichtungen bzw. Versicherten entgegen gesetzt sind. 
Interessenkonflikte wären hier vorprogrammiert. Es sollen daher keine Vertreter der 
Geschäftsleitung oder des Verwaltungsrates solcher Unternehmen in die Oberauf-
sichtskommission gewählt werden (Abs. 1 Bst. c).

Die Botschaft (BBl 2007 S. 5689) hält fest, dass die Mitglieder der Oberaufsichtskom-
mission keinem Organ einer kantonalen Aufsichtsbehörde angehören dürfen. Das ver-
steht sich von selbst, werden doch die kantonalen Aufsichtsbehörden von der Oberauf-
sichtskommission beaufsichtigt. Der Beaufsichtigte darf sich nicht selbst beaufsichti-
gen. Dasselbe gilt natürlich auch für Organe der regionalen Aufsichtsbehörden. Auch 
Angestellte der Verwaltung sollen nicht in die Oberaufsichtskommission gewählt wer-
den (Abs. 1 Bst. d). Mit der Schaffung der Oberaufsichtskommission wird die Oberauf-
sicht aus der Bundesverwaltung ausgegliedert. Es wäre deshalb nicht konsequent, 
wenn man nun Angestellte der Bundesverwaltung, oder auch der kantonalen Verwal-
tung, in die Oberaufsichtskommission wählen würde. 

Mitglieder der kantonalen Regierungen können nicht in die Oberaufsichtskommission 
gewählt werden (Abs. 1 Bst. e). Sie könnten in Interessenkonflikte geraten, wenn es 
darum geht, eine kantonale Aufsichtsbehörde zu überprüfen.

Richter im Bereich der Sozialversicherungen sollen aus Gründen der Gewaltenteilung 
nicht in die Oberaufsichtskommission gewählt werden (Abs. 1 Bst. f).

Eine Doppelfunktion in der BVG-Kommission und der Oberaufsichtskommission ist 
nicht opportun (Abs. 1 Bst. g). Die Botschaft (BBl 2007 S. 5689) erwähnt denn auch die 
Unvereinbarkeit dieser beiden Funktionen explizit.

Absatz 2: Trotz den in Absatz 1 aufgelisteten Unvereinbarkeitsbestimmungen ist nicht 
auszuschliessen, dass bei den Mitgliedern der Oberaufsichtskommission im Einzelfall 
ein persönlicher oder geschäftlicher Interessenkonflikt entstehen kann. In einem sol-
chen Fall muss das betroffene Oberaufsichtskommissionsmitglied bei der Behandlung 
dieses Geschäfts in den Ausstand treten. Was im Einzelnen darunter zu verstehen ist, 
ist im Organisations- und Geschäftsreglement der Oberaufsichtskommission zu kon-
kretisieren. Als Grundsatz wird diese Pflicht aber auf Verordnungsstufe festgehalten.

Artikel 6 Kosten der Oberaufsicht

Die Gesamtkosten der Oberaufsicht ergeben sich inhaltlich aus zwei Teilaufgaben 
(Abs. 1): Den Kosten der Oberaufsicht über die kantonalen Aufsichtsbehörden und 



11/71

Erläuterungen BVV1, BVV2 und ASV (Strukturreform / Finanzierung örVE)

über das System der beruflichen Vorsorge (Art. 64a Abs. 1 BVG) sowie den Kosten, 
die ihr durch die Direktaufsicht über den Sicherheitsfonds, die Auffangeinrichtung so-
wie den Anlagestiftungen entstehen (Art. 64a Abs. 2 BVG). Zu den Kosten zählen auch 
die vom BSV für die Oberaufsichtskommission und das Sekretariat erbrachten Leistun-
gen. 

Gestützt auf Artikel 64c Absatz 3 BVG hat der Bundesrat die Kompetenz, den Tarif für 
die Abgaben und Gebühren, welche die Oberaufsichtskommission bei den Aufsichts-
behörden, den Anlagestiftungen, der Auffangeinrichtung und dem Sicherheitsfonds 
erhebt, im Detail zu regeln. Die Abgaben und Gebühren sollen die Kosten der Ober-
aufsichtskommission und ihres Sekretariats zur Ausübung ihrer Aufgaben vollständig 
decken. Die Tarife der Abgaben und Gebühren werden periodisch überprüft und ange-
passt, falls die Kostendeckung nicht gewährleistet ist (Abs. 2).

Abgabe- und gebührenpflichtig sind die Aufsichtsbehörden (Art. 7), die Anlagestiftun-
gen, der Sicherheitsfonds und die Auffangeinrichtung (Art. 8). Gebührenpflichtig sind 
zudem auch die Experten für berufliche Vorsorge in Bezug auf ihre Zulassung durch 
die Oberaufsichtskommission.

Artikel 7 Aufsichtsabgabe der Aufsichtsbehörden 

Bei den Aufsichtsbehörden bemisst sich die jährliche Aufsichtsabgabe gemäss Artikel 
64c Absatz 2 Buchstabe a BVG nach der Zahl der beaufsichtigten Vorsorgeeinrichtun-
gen sowie der Anzahl der Versicherten. Da die Oberaufsichtskommission das System 
der beruflichen Vorsorge als Ganzes überwacht, dient sie allen am System beteiligten 
versicherten Personen. Somit werden sowohl aktive Versicherte als auch Bezüger und 
Bezügerinnen von Alters-, Invaliden- und Ehegattenrenten in die Finanzierung mit ein-
bezogen. Nicht abgabepflichtig sind die Freizügigkeitsstiftungen, die Säule 3a-
Einrichtungen und die Wohlfahrtsfonds.

Aufgrund der zu erwartenden Kosten des Teilbereichs Oberaufsicht über die Aufsichts-
behörden und Systemaufsicht ergibt sich folgender Tarif bei der Abgabe der Aufsichts-
behörden (Abs. 1):
- 300 Franken für jede beaufsichtigte Vorsorgeeinrichtung;
- 80 Rappen für jede bei der beaufsichtigten Vorsorgeeinrichtung versicherte Person.

Die Rechnungsstellung an die Kantone erfolgt neun Monate nach Abschluss des Ge-
schäftsjahres (Abs. 2). Das Inkrafttreten der Oberaufsichtskommission ist auf den 1. Ja-
nuar 2012 vorgesehen. Somit wird die erste Rechnungsstellung per 30. September 2013 
für die jährliche Aufsichtsabgabe des Jahres 2012, also erst im Folgejahr, erfolgen. Die 
Berechnung des jeweiligen Rechnungsbetrags pro kantonale Aufsichtsbehörde erfolgt 
basierend auf dem Stichtag 31.12. durch die Oberaufsichtskommission. Die Aufbaukos-
ten für die Oberaufsichtskommission im Jahr 2011 werden durch den Bund getragen. Ab 
dem Jahr 2012 sind die Kosten vollständig durch Aufsichtsabgaben und Gebühren ge-
deckt.

Artikel 8 Aufsichtsabgabe des Sicherheitsfonds, der Auffangeinrichtung und
der Anlagestiftungen

Beim Sicherheitsfonds, der Auffangeinrichtung und bei den Anlagestiftungen wurde 
bisher von der Direktaufsicht des Bundes, d.h. dem Bundesamt für Sozialversicherun-
gen (BSV/ABV), eine jährliche Aufsichtsabgabe gemäss Artikel 2 und 3 der Verord-
nung über die Gebühren für die Beaufsichtigung von Einrichtungen der beruflichen 
Vorsorge (VGBV) erhoben. Ab dem 1. Januar 2012 geht die Direktaufsicht über diese 
Einrichtungen an Oberaufsichtskommission über. Die bisherige Bemessungsregelung 
der VGBV muss in der Folge angepasst werden.
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Aufgrund der zu erwartenden Kosten des Teilbereichs Direktaufsicht ergibt sich folgen-
der Tarif bei den Abgaben des Sicherheitsfonds, der Auffangeinrichtung und der Anla-
gestiftungen:
- eine Grundabgabe in Promille des Vermögens gemäss Staffelung, maximal aber 

125 000 Franken (Abs. 1)
- eine Zusatzabgabe bei den Anlagestiftungen von Franken 1 000 je Sondervermö-

gen, d.h. je Anlagegruppe (Abs. 2).
Die Zusatzabgabe bei den Anlagestiftungen rechtfertigt sich aus dem Umstand, dass 
die Aufsicht jede Anlagegruppe separat prüfen muss und somit die Anzahl Anlage-
gruppen direkten Einfluss auf den Umfang der Prüftätigkeit der Aufsicht hat. 

Artikel 9 Ordentliche Gebühren

Artikel 9 enthält den Gebührentarif für ordentliche Massnahmen. Dieser entspricht 
grösstenteils dem heutigen Gebührentarif gemäss VGBV. Gestrichen wurden die Ge-
bühren für Registrierung (bisher Bst. b), Änderung oder Löschung eines Registerein-
trags (bisher Bst. c) und Teilliquidation (bisher Bst. h), da diese Aufgaben nicht durch 
die Oberaufsichtskommission durchgeführt werden.

Buchstabe c regelt die Gebühr für die Prüfung der Reglemente und deren Änderungen.
Darunter fällt nicht nur die Prüfung des Stiftungsreglements, sondern auch diejenige 
von Spezialreglementen wie etwa den Anlagerichtlinien oder des Organisations- und 
Geschäftsreglements. Buchstabe g enthält den Tarif für Aufsichtsmassnahmen, der 
auch gegenüber den kantonalen und regionalen Aufsichtsbehörden zur Anwendung 
gelangt.

Buchstabe h regelt die Gebühr für die Zulassung der Experten oder Expertinnen für 
berufliche Vorsorge.

Die Gebühren berechnen sich nach Zeitaufwand, wobei ein Stundenansatz von 250 
Franken gilt (Abs. 3).

Artikel 10 Ausserordentliche Gebühr 

Für ausserordentliche Massnahmen und Abklärungen können bei den Aufsichtsbehör-
den (Abs. 1) sowie den Anlagestiftungen, der Auffangeinrichtung und dem Sicherheits-
fonds Gebühren erhoben werden (Abs. 2).

Artikel 11 Allgemeine Gebührenverordnung

Die vorliegende Verordnung regelt aus Gründen der Übersichtlich- und Lesbarkeit nicht 
sämtliche Aspekte der Gebühren. Aus diesem Grund wird die Allgemeine Gebühren-
verordnung vom 8. September 2004, welche die Grundsätze festlegt, nach denen die 
Bundesverwaltung Gebühren für ihre Verfügungen und Dienstleistungen erhebt, für 
anwendbar erklärt.

4. Abschnitt: Bestimmungen über die Gründung von Einrichtungen der berufli-
chen Vorsorge

Artikel 12 Vor der Gründung einzureichende Unterlagen

Der bisherige Artikel 6 BVV 1 regelte die Voraussetzungen für die Registrierung, der 
bisherige Artikel 7 BVV 1 definierte die einzureichenden Unterlagen. Die Mehrheit der 
Voraussetzungen überschneidet sich mit denjenigen aus den Weisungen des Bundes-
rates vom 10. Juni 2005 über die Voraussetzungen für die Gründung von Sammel- und 
Gemeinschaftseinrichtungen (BBl 2005 S. 4233). Im Rahmen der Integration der Wei-
sungen in die BVV 1 werden deshalb neu in Artikel 2 Absatz 2 die von allen Vorsorge-
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einrichtungen und Einrichtungen, die ihrem Zwecke nach der beruflichen Vorsorge die-
nen, einzureichenden Dokumente definiert. Diese Unterlagen sind neu nicht mehr nur 
für die Registrierung, sondern auch für die Aufsichtsübernahme nötig. Die Vorgaben 
gelten auch für Vorsorgeeinrichtungen und Einrichtungen, die nach ihrem Zweck der 
beruflichen Vorsorge dienen. Die erforderlichen Dokumente werden neu aus Praktika-
bilitätsgründen in einem einzigen Artikel aufgezählt.

Absatz 1 legt fest, dass die Gründer vor der öffentlichen Beurkundung aktiv werden 
und der Aufsichtsbehörde alle nötigen Dokumente vorlegen müssen. Neu sind sämtli-
che Unterlagen der Aufsichtsbehörde zur Prüfung vorzulegen, bevor die Vorsorgeein-
richtung Anstrengungen zur Beurkundung durch einen Notar oder durch eine öffentli-
che Urkundsperson bzw. zur Eintragung ins Handelsregister unternimmt. Mit dieser 
Bestimmung soll verhindert werden, dass Einrichtungen im grösseren Umfang tätig 
werden, bevor sie einer BVG-Aufsichtsbehörde unterstehen.

Absatz 2 führt aus, welche Unterlagen einzureichen sind:
Buchstaben a, b, c, d entsprechen Ziffer 3 Absatz 2 der bisherigen Weisungen. 
Buchstabe e ergibt sich aus Artikel 67 BVG i.V.m. Artikel 43 BVV 2 und Ziffer 43 der 
bisherigen Weisungen, die eine Rückdeckung in gewissen Situationen vorschreiben. 

Die Annahmeerklärungen der Revisionsstelle und des Experten für berufliche Vorsorge 
(Bst. f) ermöglichen der Aufsichtsbehörde zu prüfen, ob die Vorsorgeeinrichtung ihren 
Pflichten gemäss Artikel 52a Absatz 1 BVG nachkommt. In der Praxis hat sich gezeigt, 
dass die blosse Meldung dieser beiden Kontrollorgane durch die Einrichtung keine 
Gewähr bietet, dass diese das Mandat auch übernehmen. In einigen Fällen stellte sich 
gar heraus, dass sie überhaupt nicht informiert waren, dass sie das Revisions- oder 
Expertenmandat übernehmen sollten. Deshalb müssen die Aufsichtsbehörden eine von 
den Beauftragten verfasste Annahmeerklärung verlangen.

Absatz 3 hält fest, welche Unterlagen der Aufsichtsbehörde einzureichen sind, damit 
diese die Gewährsprüfung durchführen kann.

Artikel 13 Prüfung durch die Aufsichtsbehörden

Absatz 1 sieht vor, dass die Aufsichtsbehörde bei der Gründung die Konformität der 
Organisation, der Geschäftsführung und der Vermögensanlage sowie insbesondere die 
Vermeidung von Interessenkonflikten prüft. Dies sind Aufgaben, welche im Prinzip der 
Revisionsstelle nach Artikel 52c BVG obliegen. Die erste ordentliche Prüfung der Revi-
sionsstelle erfolgt aber erst nach Erstellung der ersten Jahresrechnung, d.h. nach über 
einem Jahr. Bei ungenügender Organisation, Verletzung der Loyalitätsvorschriften oder 
Interessen der Vorsorgeeinrichtung kann bis zu diesem Zeitpunkt schon ein erheblicher 
Schaden entstanden sein. Die genannten Anforderungen sind elementar; sie müssen 
daher bereits bei der Gründung gewährleistet sein und deshalb erstmalig von der Auf-
sichtsbehörde geprüft werden. So besteht eine zusätzliche Sicherheit, dass keine Vor-
sorgeeinrichtung oder Einrichtung mit dem Zweck der beruflichen Vorsorge errichtet 
wird, die nicht den gesetzlichen Anforderungen entspricht.

Absatz 2 übernimmt den Inhalt der bisherigen Artikel 6 Bst. a BVV 1 und Artikel 7 Ab-
satz 1 Bst. e BVV 1 sowie Ziffer 3 Absatz 3 der Weisungen.

Bei der Gründung hat die Aufsichtsbehörde auch eine Gewährsprüfung der Verantwort-
lichen gemäss Artikel 51b BVG vorzunehmen. Artikel 13 definiert dabei die Begriffe 
„guter Ruf“ und „einwandfreie Geschäftstätigkeit“ nicht. Eine solche Definition findet 
sich auch in keinem anderen Erlass einer Aufsichtsbehörde, welche eine Gewährsprü-
fung durchführt. Dies aus gutem Grund: Eine Aufsichts- oder Bewilligungsbehörde 
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kann die Gewähr einer Person nicht allgemein, losgelöst von den konkreten Umstän-
den beurteilen. Sie muss bei der Beurteilung der Gewährsfrage immer berücksichtigen, 
welche spezifische Funktion ein „Gewährsträger“ innerhalb der Einrichtung wahrzu-
nehmen hat. Es kann durchaus sein, dass eine Person für die eine Funktion in einer 
bestimmten Situation „Gewähr“ bietet, während dies bei einer andern Funktion nicht 
der Fall wäre. 

Absatz 3 zählt deshalb nur auf, welche Tatsachen bei der Prüfung insbesondere zu 
berücksichtigen sind: Strafrechtliche Verurteilungen, deren Eintrag im Schweizerischen 
Strafregister nicht entfernt ist sowie bestehende Verlustscheine. Da Gerichts- und Ver-
waltungsverfahren sich über mehrere Jahre hinziehen können, sollen nicht nur abge-
schlossene, sondern auch hängige Verfahren berücksichtigt werden.

Artikel 14 Berichterstattung nach der Gründung

Artikel 14, der vorsieht, dass die Aufsichtsbehörde in der Startphase auch unterjährige 
Fristen zur Berichterstattung setzen kann, stellt lediglich eine Konkretisierung von Arti-
kel 62a BVG dar. Dieser erlaubt den Aufsichtsbehörden, vom obersten Organ der Vor-
sorgeeinrichtung, von der Revisionsstelle oder vom Experten für berufliche Vorsorge 
jederzeit Auskunft oder die Herausgabe von Unterlagen zu verlangen.  

5. Abschnitt: Besondere Bestimmungen über die Gründung von Sammel- und 
Gemeinschaftsstiftungen im Sinne von Artikel 65 Absatz 4 BVG

Artikel 65 Absatz 4 BVG überträgt dem Bundesrat die Zuständigkeit, ein Anfangsver-
mögen und Garantieleistungen für Neugründungen von Sammel- und Gemeinschafts-
stiftungen festzulegen. Bisher sind diese zwei Voraussetzungen durch die Weisungen 
des Bundesrates vom 10. Juni 2005 über die Voraussetzungen für die Gründung von 
Sammel- und Gemeinschaftseinrichtungen (BBl 2005 S. 4233) festgelegt worden. Die-
se Weisungen richten sich an die Aufsichtsbehörden, haben aber auch Auswirkungen 
auf die sich in Gründung befindenden Sammel- und Gemeinschaftseinrichtungen. Aus 
diesem Grund muss gemäss der Botschaft explizit festgehalten werden, dass der Bun-
desrat minimale Anforderungen finanzieller Art aufstellen kann. Die Botschaft stellt 
auch klar, dass die Ausführung in der BVV 1 zu regeln ist (BBl 2007 S. 5709).

Die nachfolgenden Artikel übernehmen im Wesentlichen die durch die oben genannten 
Weisungen aufgestellten Grundsätze. Aus Gründen der Rechtssicherheit und –
systematik werden alle Vorschriften im Bereich der Gründung von Sammel- und Ge-
meinschaftseinrichtungen in BVV 1 zusammengezogen. Da die Weisungen soweit 
notwendig in die Verordnung übernommen werden, können sie aufgehoben werden.

Nicht betroffen von den nachfolgenden zusätzlichen Gründungsvoraussetzungen sind
Vorsorgeeinrichtungen mit mehreren wirtschaftlich oder finanziell eng miteinander ver-
bundenen Arbeitgebern sowie Verbandseinrichtungen. Als Gründerin einer Ver-
bandseinrichtung kommt nur ein Berufsverband im Sinne von Artikel 44 Absatz 1 BVG
in Frage, wie dies der französische Text („association professionnelle“) klarer als der
deutsche („Verbandseinrichtung“) zum Ausdruck bringt. Ein Berufsverband bezweckt 
die Wahrung der Berufsinteressen seiner Mitglieder (politische und wirtschaftliche Inte-
ressen), die Schaffung gemeinsamer Einrichtungen zur Erfüllung von Verbandszwe-
cken (Einkaufs- und/oder Verkaufsorganisationen, Verbandszeitung), die Berufsförde-
rung durch Ausbildungseinrichtungen (Ausbildungszentren, berufliche Weiterbildung) 
und kann Träger oder Mitträger von Sozialversicherungseinrichtungen (AHV-Kassen, 
Familienausgleichskassen) sein.
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Es darf daher nicht vorkommen, dass zuerst ein Interessenverband gegründet wird, 
welcher eine Sammelstiftung dann als Verbandskasse errichtet und so die finanziellen 
Voraussetzungen umgehen kann.

Artikel 15 Vor der Gründung zusätzlich einzureichende Unterlagen

Artikel 15 definiert die von Sammel- und Gemeinschaftseinrichtungen zusätzlich zu 
Artikel 12 Absätze 2 und 3 einzureichenden Unterlagen. 

Anschlussverträge (Bst. a) kommen nur bei Einrichtungen mit mehreren angeschlos-
senen Arbeitgebern vor. Den Anforderungen bezüglich Anfangsvermögen und Garan-
tieerklärung (Bst. b und c) sollen gemäss Gesetzestext (Art. 65 Abs. 4 BVG) nur die 
Sammel- und Gemeinschaftsstiftungen unterstehen. Der Businessplan (Bst. d) ist eine 
Voraussetzung, die aus den Weisungen übernommen wurde, und soll deshalb weiter-
hin nur für Sammel- und Gemeinschaftseinrichtungen gelten. 

Die Buchstaben b und c entsprechen materiell der Ziffern 41 bzw. Ziffer 42 der bisheri-
gen Weisungen und ergeben sich direkt aus Artikel 65 Absatz 4 BVG. Für den Nach-
weis der Einzahlung des Anfangsvermögens kann die Aufsichtsbehörde konkrete Ein-
zahlungsbelege verlangen.

Die Anforderungen an den Business-Plan (Bst. d) werden nicht mehr explizit festgehal-
ten, wie dies früher in Ziff. 3 Absatz 2 Bst. c der Weisungen der Fall war. Die Auf-
sichtsbehörde erhält dadurch den Spielraum, Angaben, die sie als besonders wichtig 
erachtet, zusätzlich ein zu verlangen bzw. auf andere, weniger wichtige, zu verzichten. 
Der Business-Plan muss jedoch mindestens Angaben über die Wachstumserwartung, 
die Organisation (soweit nicht aus dem Organisationsreglement ersichtlich), das Finan-
zierungs-, das Anlage- und das Marketingkonzept und eine Analyse versicherungs-
und finanztechnischer Risiken enthalten. 

Artikel 16 Tätigkeit vor der Aufsichtsübernahme

Artikel 16 legt fest, dass die Sammel- oder Gemeinschaftseinrichtung keine Anschluss-
verträge oder Anschlussvereinbarungen abschliessen darf, solange die Aufsichtsbe-
hörde keine Aufsichtsübernahmeverfügung erlassen hat. Diese Einschränkung findet 
ihren Grund im Schutz der Versicherten. Dieser ist nur gewährleistet, wenn die Vorsor-
geeinrichtung auch tatsächlich beaufsichtigt und so die Einhaltung der gesetzlichen 
Mindestbestimmungen sichergestellt wird.

Artikel 17 Anfangsvermögen

Artikel 17 regelt das Anfangsvermögen und entspricht Ziffer 41 Absatz 1 der Weisun-
gen. Neu wird das Vorhandensein eines genügenden Anfangsvermögens nicht erst bei 
der Aufsichtsübernahme, sondern bereits im Rahmen der Vorprüfung geprüft. Dabei 
kann sich die Aufsichtsbehörde auf alle ihr vorliegenden Unterlagen stützen (Business-
Plan, Reglemente, Versicherungsverträge etc.). Das Anfangsvermögen soll die Start-
phase der Einrichtung sicherstellen, d.h. zumindest die ersten zwei Jahre müssen da-
mit abgedeckt werden. 

Artikel 18 Garantie, Rückdeckung

Artikel 18 regelt Garantie sowie Rückdeckung und entspricht weitgehend Ziffer 42 der 
bisherigen Weisungen. Neu wird auch diese Voraussetzung bereits im Rahmen der 
Vorprüfung geprüft.

Ziffer 42 Absatz 2 Satz 2 der Weisungen ermöglichte der Aufsichtsbehörde, die Bank 
oder die Versicherung vor Ablauf der Verpflichtungsdauer aus der Garantieverpflich-
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tung zu entlassen. Diese Möglichkeit wird neu aufgehoben: weder Vorsorgeeinrichtung 
noch Aufsichtsbehörde können mit Sicherheit vorhersehen, ob die Garantie in An-
spruch genommen werden muss. Eine frühzeitige Entlassung aus der Verpflichtung ist 
weder im Sinne der Versicherten, noch der Governance-Bestimmungen.

Das Erfordernis einer Garantie entfällt, wenn die Vorsorgeeinrichtung einen Vollversi-
cherungsvertrag abgeschlossen hat, der auf mindestens 5 Jahre unkündbar festgelegt 
ist. Diese Bestimmung dient der Sicherstellung, dass der Versicherungsvertrag nicht 
vorzeitig aufgelöst werden kann, weil z.B. die Prämien nicht bezahlt werden. Sinn und 
Zweck der Garantiebestimmung könnten sonst umgangen werden. 

Artikel 19 Parität im obersten Organ

Diese Bestimmung gilt für sämtliche Vorsorgeeinrichtungen, welche von Gesetzes we-
gen die Parität erfüllen müssen. Bisher präzisierten die Weisungen (Ziff. 51), dass Arti-
kel 51 BVG nicht erfüllt ist, wenn das oberste paritätische Organ nur zwei Mitglieder 
aufweist. In der Praxis bekunden viele Sammel- und Gemeinschaftseinrichtungen je-
doch Mühe, genügend Mitglieder dafür zu finden. Dieses Problem ist noch viel akuter 
in der Gründungsphase, in der noch nicht viele Anschlussverträge abgeschlossen wur-
den. Damit die Paritätsbestimmungen in einem zeitlich absehbaren Rahmen umgesetzt 
werden, wird neu festgelegt, dass die paritätischen Wahlen spätestens nach einem 
Jahr seit Erlass der Verfügung zur Aufsichtsübernahme durchgeführt werden müssen. 
Dies stellt gegenüber der bisher gültigen Weisung des BSV (50 Anschlüsse oder zwei 
Jahre) eine Verschärfung dar.

Die bisherigen Anforderungen in Ziffer 52 Absatz 1 der Weisungen (Geschäftsführung 
und Organisationsstruktur der Sammel- und Gemeinschaftseinrichtung) zur erforderli-
chen Ausbildung für die Leitung einer Pensionskasse werden in Artikel 48f BVV 2 (im 
Rahmen der Bestimmungen zur Governance) übernommen und gelten neu auch für 
alle Einrichtungen der beruflichen Vorsorge. 

Nicht mehr explizit geregelt wird die Prüfung der Informatik (Ziff. 52 Abs. 2 Satz 2 der 
bisherigen Weisungen). Diese Prüfung hat sich in der Vergangenheit als realitätsfremd 
und unpraktikabel erwiesen. Die Aufsichtsbehörde kann sich aufgrund von Artikel 2
Absatz 4 BVV 1 versichern, dass die geplante Organisation, worunter auch die Infor-
matik fällt, den gesetzlichen Bestimmungen entspricht und ausreichend ist.

Artikel 20 Änderung der Geschäftstätigkeit

Artikel 20 übernimmt einen Teil von Ziffer 22 der bisherigen Weisungen, die dem 
Schutz der Versicherten dient: Ändert eine bestehende Sammel- und Gemeinschafts-
einrichtung ihre Geschäftstätigkeit wesentlich, kann das Auswirkungen auf deren Fort-
bestand haben. Die Vorsorgeeinrichtung muss diesfalls die Aufsichtsbehörde informie-
ren. Diese verlangt den Nachweis, dass auch unter den geänderten Umständen ein 
Fortbestand gewährleistet ist. Als mögliche wesentliche Änderung gilt insbesondere 
eine starke Ab- oder Zunahme der Anzahl Anschlüsse oder des Deckungskapitals in-
nert kurzer Zeit. Eine solche Veränderung kann dabei ohne, aber auch unter Einwir-
kung der Einrichtung erfolge. Denkbar ist z.B. der Fall, dass eine Einrichtung mit vielen 
ungünstigen Anschlüssen eine neue Einrichtung gründet, die lukrativen Anschlüsse 
mitnimmt und den Restbestand zurücklässt. Im Insolvenzfall müsste diesfalls der Si-
cherheitsfonds eingreifen. Die Einrichtung muss zur Vermeidung eines solchen Falles 
darlegen können, dass der Fortbestand der Restkasse gewährleistet ist.
Diese Bestimmung gilt auch für bereits bestehende Sammel- und Gemeinschaftsein-
richtungen.
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6. Abschnitt: Besondere Bestimmungen über die Gründung von Anlagestiftungen

Artikel 21 Vor der Gründung zusätzlich einzureichende Unterlagen

Artikel 21 regelt, welche zusätzlichen Unterlagen die Anlagestiftungen bei der Grün-
dung der Aufsichtsbehörde (d.h. hier der Oberaufsichtskommission) einzureichen ha-
ben. Neben den Unterlagen und Angaben gemäss Artikel 12 Absätze 2 und 3 haben
die Anlagestiftungen einen Business-Plan (Bst. a) und erforderliche Prospektentwürfe 
(Bst. b) bei Anlagegruppen im Sinne von Artikel 37 Absatz 2 und 3 der Verordnung 
über die Anlagestiftungen (ASV) einzureichen. Im Businessplan müssen namentlich die 
Angaben zum Absatzgebiet, dem angestrebten Anlagevolumen, dem budgetierten 
Verwaltungsaufwand sowie den Gebühren und Kommissionen dargelegt werden.

Artikel 22 Widmungsvermögen

Das Widmungsvermögen bei der Stiftungsgründung (Widmungsvermögen im Sinne 
von Art. 80 ZGB) beträgt - analog zum Aktienrecht - mindestens 100'000 Franken. Das 
Widmungsvermögen ist das Fundament des Stammvermögens und bildet eine Passiv-
position in der Bilanz des Stammvermögens.

7. Abschnitt: Schlussbestimmungen

Artikel 23 Aufhebung bisherigen Rechts

Absatz 1: Die Verordnung über die Beaufsichtigung und die Registrierung der Vorsor-
geeinrichtungen (bisherige BVV 1) wird aufgehoben und durch die vorliegende Verord-
nung über die Aufsicht in der beruflichen Vorsorge (neue BVV 1 ersetzt).

Absatz 2: Die bisherige Gebührenverordnung der Direktaufsicht des BSV, die VGBV, 
wird während der Übergangszeit, d.h. bis Ende 2014 weiterhin anwendbar sein, da die 
Direktaufsicht des BSV während dieses Zeitraums weiterhin die Aufsicht über Vorsor-
geeinrichtungen inne haben wird. Spätestens per 31. Dezember 2014 werden sämtli-
che Vorsorgeeinrichtungen zu kantonalen Aufsichtsbehörden gewechselt haben. Auf 
den 31. Dezember 2014 hin wird die VGBV daher aufgehoben. 

Die Weisungen des Bundesrates über die Voraussetzungen für die Gründung von 
Sammel- und Gemeinschaftseinrichtungen werden aufgehoben, da ein Grossteil ihres
Inhalts in die neue BVV 1 oder in die BVV 2 überführt wurde (BBl 2011 6153).

Artikel 24 Änderung bisherigen Rechts

Gemäss Artikel 12 BVV 1 Absatz 1 müssen die Urkunde bzw. die Statuten zuerst von 
der Aufsichtsbehörde geprüft worden sein, bevor sie öffentlich beurkundet werden. So 
wird verhindert, dass die Urkunde den Voraussetzungen für die Gründung einer Vor-
sorgeeinrichtung nicht genügt und vor oder mit der Aufsichtsübernahme eine Urkun-
denänderung vorgenommen werden muss. Ebenso dient die Voranstellung der auf-
sichtsrechtlichen Prüfung vor die Eintragung ins Handelsregister der Verminderung 
einer allfälligen Missbrauchsgefahr.

Um die Koordination mit den Handelsregisterämtern zu gewährleisten, ist die Handels-
registerverordnung vom 17. Oktober 2007 anzupassen:

Art. 94 Abs.1 Bst. f (neu) Anmeldung und Belege

Artikel 94 zählt die Unterlagen auf, die mit der Anmeldung der Errichtung einer Stiftung 
dem Handelsregisteramt eingereicht werden müssen. Falls die Stiftung der Durchfüh-
rung der beruflichen Vorsorge dient, muss dem Handelsregisteramt neu zusätzlich 
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auch die Bestätigung der Aufsichtsbehörde betreffend Aufsichtsübernahme eingereicht 
werden. Damit wird gewährleistet, dass sich keine Vorsorgeeinrichtung ins Handelsre-
gister eintragen lässt und aktiv wird, bevor die Aufsichtsbehörde ihre Prüfung vollzogen 
hat.

Art. 95 Abs.1 Bst. n (neu) Inhalt des Eintrags

Artikel 95 umschreibt den Inhalt des Handelsregistereintrags. Neu wird hier verlangt, 
dass bei Stiftungen, welche der Durchführung der beruflichen Vorsorge dienen, auch 
die Aufsichtsbehörde gemäss Art. 61 des Bundesgesetzes über die berufliche Alters-,
Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (BVG) erwähnt wird.

Artikel 25 Übergangsbestimmungen

Absatz 1: Gemäss dem bisher geltenden Artikel 1 BVV 1 ist die Aufsichtsbehörde eine 
zentrale kantonale Instanz. Diese Bestimmung ist nicht mehr vereinbar mit dem im 
Rahmen der Strukturreform neu formulierten Artikel 61 Absatz 3 BVG. Danach ist die 
Aufsichtsbehörde eine öffentlich-rechtliche Anstalt mit eigener Rechtspersönlichkeit, 
die in ihrer Tätigkeit keinen Weisungen unterliegt. Die Oberaufsichtskommission muss 
über die Errichtung einer öffentlich-rechtlichen Anstalt informiert werden, damit sie eine 
Übersicht über die zeitgerechte Umsetzung von Artikel 61 Absatz 3 hat.

Absatz 2: Das BSV hat die unter seiner Aufsicht stehenden Einrichtungen innert drei 
Jahren ab Inkrafttreten der Strukturreform an die neuen Aufsichtsbehörden zu überge-
ben. Solange eine Einrichtung während dieser Übergangsperiode noch unter der Auf-
sicht des BSV steht, bleibt für die Festlegung der Gebühren die VGBV anwendbar. 

Absatz 3: Die Übergabe der Aufsicht über eine einzelne Einrichtung vom BSV an die 
neue Aufsichtsbehörde erfolgt mit einer Übergabeverfügung und kann auch während 
des Kalenderjahres erfolgen. In diesem Fall wird die jährliche Aufsichtsgebühr nach 
dem alten Recht für diese Einrichtung vom BSV pro rata für die Zeit vom 1. Januar bis 
zum Datum der Übergabeverfügung erhoben. Abweichend von Artikel 2 Absatz 4
VGBV muss das BSV die Aufsichtsgebühr von den Vorsorgeeinrichtungen im Zeitpunkt 
ihrer Übertragung einziehen können. Dieses Vorgehen ist dadurch gerechtfertigt, dass 
das BSV nach der Übertragung der Aufsicht keinen Kontakt mehr zu den betreffenden 
Einrichtungen haben wird. Zudem nehmen die Aktivitäten des Kompetenzzentrums 
Aufsicht Berufliche Vorsorge kontinuierlich ab, bis zur vorgesehenen Auflösung Ende 
2014. Die letzte Rechnungsstellung des BSV für alle ihm zustehenden und noch nicht 
in Rechnung gestellten Gebühren erfolgt deshalb zusammen mit der Übergabeverfü-
gung.

Absatz 4: In der Zeit, während der Vorsorgeeinrichtungen noch unter der direkten Auf-
sicht des BSV stehen, obwohl das neue Recht bereits in Kraft ist, schuldet das BSV 
(analog zu den kantonalen Aufsichtsbehörden) der Oberaufsichtskommission die jährli-
che Aufsichtsgebühr nach Artikel 7 und kann diese bei den betreffenden Vorsorgeein-
richtungen erheben. 

Absatz 5 regelt die formellen Modalitäten der Übertragung der Aufsichtstätigkeit der 
heutigen Direktaufsicht des Bundes an die kantonalen Aufsichtsbehörden. Die vom 
Bundesamt für Sozialversicherungen (BSV) beaufsichtigten Vorsorgeeinrichtungen 
(ausgenommen Sicherheitsfonds, Auffangeinrichtung, Anlagestiftungen) müssen in-
nerhalb von drei Jahren ab Inkrafttreten des Gesetzes an die kantonalen/regionalen 
Aufsichtsbehörden überführt werden, das heisst bis 31. Dezember 2014. Bei der Be-
stimmung der zuständigen Behörde stellt das BSV auf den Sitz der zu übertragenden
Einrichtung ab. Der Sicherheitsfonds, die Auffangeinrichtung und die Anlagestiftungen 
unterstehen ab 1. Januar 2012 der Aufsicht der Oberaufsichtskommission (Art. 64a 
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Abs. 2 BVG). Das BSV berücksichtigt die Kapazitäten der Aufsichtsbehörden bei der 
Übergabe der Aufsicht, insbesondere in zeitlicher Hinsicht. Damit soll sichergestellt 
werden, dass in der anspruchsvollen Phase der Übergangszeit qualitative Einschrän-
kungen der Aufsichtstätigkeit vermieden werden. Von der Übernahme tangiert sind ca. 
10 Aufsichtsbehörden. In der Verfügung zur Übertragung der Aufsicht wird das Datum 
festgelegt, an dem die Aufsicht an die neue Behörde übergeht. 

Zwecks Verfahrensvereinfachung und um Aufsichtslücken auszuschliessen, können 
die Handelsregisterämter künftig das BSV als Aufsichtsbehörde aus dem Register 
streichen und gleichzeitig die in der rechtskräftigen Verfügung genannte neue Auf-
sichtsbehörde in das Register eintragen.

Artikel 26

Artikel 26 bestimmt das Inkrafttreten auf den 1. Januar 2012.
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